Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2580 


Kleine Anfrage 

des Abgeordneten Strauß und Genossen 


betr. Freilassung von Ost-Spionen 


Nach bisher unwidersprochenen Pressemeldungen sind in der 
Nacht vom 25. zum 26. August 1971 zehn in der Bundesrepublik 
inhaftierte Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit 
der „DDR" entlassen und an der hessisch-thüringischen Zonen- 
grenze den „DDR"-Behörden übergeben worden. Bei dieser 
Aktion wurden auch Agenten freigelassen, die wegen ihrer 
Spionagetätigkeit noch nicht angeklagt oder rechtskräftig ver- 
urteilt waren. Hierzu gehören Hans-Adolf und Daniel Walczak, 
die im Dezember 1970 zusammen mit dem ersten Sekretär der 
sowjetischen Botschaft in Bonn, P. F. Borowinski, vom Militä- 
rischen Abschirmdienst (MAD) der Spionage bei der Bundes- 
wehr überführt worden waren. Im Fall Walczak wurde ein für 
den 20. August 1971, 9.00 Uhr, beim Landgericht Düsseldorf 
angesetzter Termin wieder abgesetzt. 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Trifft es zu, daß entgegen der bisherigen Praxis (Austausch 
aufgrund Begnadigung nach vorheriger rechtskräftiger Ver- 
urteilung) Agenten des Ministeriums für Staatssicherheit 
der „DDR" ohne vorherige Anklage und ohne vorheriges 
rechtskräftiges Urteil freigelassen worden sind? 

2. Auf welcher Rechtsbasis beruht diese Freilassungsaktion? 

3. Ist die Freilassung von „DDR-Agenten" ohne rechtskräftige 
Verurteilung - also außerhalb des Gnadenweges - mit der 
verfassungsmäßigen Stellung unserer Rechtsprechung so- 
wie mit den Grundsätzen unserer Rechtsordnung vereinbar? 

4. Aus welchen Gründen und auf wessen Veranlassung sind 
die Agenten den Behörden der „DDR" übergeben worden? 
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5. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Spionagetätigkeit des 
Ostblocks in der Bundesrepublik durch unverzügliche Frei- 
lassung von Agenten besonders nachhaltig zu bekämpfen? 

6. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß die 
Behörden der „DDR"' aufgrund der dort bestehenden Rechts- 
lage und Rechts Wirklichkeit jederzeit in der Lage sind, eine 
genügend große Zahl von Personen, gleichgültig ob sie for- 
mell schuldig sind oder nicht, festzusetzen und zu verurtei- 
len und damit stets eine genügende Anzahl von Austausch- 
personen für ihre Zwecke zur Verfügung zu haben? 

7. Sind die Freilassungen im Fall Walczak erfolgt, um einen 
Prozeß zu verhindern, der Aufschluß über die Spionage- 
tätigkeit der sowjetischen Botschaft in Bonn gegeben und 
dadurch die öffentliche Diskussion über das Für und Wider 
eines sowjetischen Generalkonsulats in West-Berlin nach- 
teilig beeinflußt hätte? 

Bonn, den 21. September 1971 
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